
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx 
 

Keine „konzertierte Aktion“ zum Wohl der Aktionär:innen! 
Die Preise steigen weiter: 7,9 % betrug die offizielle Inflationsrate im Mai. Die Preissteigerungen für 
Energie und Lebensmittel sind besonders hoch, so dass gerade der ärmere Teil der Bevölkerung am 
meisten getroffen wird. So ist beispielsweise Butter schon im April durchschnittlich 31 % teurer 
gewesen als ein Jahr zuvor. 
 

Pakete, die entlasten sollen 

Die Bundesregierung gibt viele Milliarden aus, 
Unternehmen bekommen hohe Subventionen, aber 
was kommt wirklich bei den Bedürftigen an? Die 
Einmalzahlung von 300 Euro brutto ist nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein und zudem bekommen 
Rentner:innen und Studierende gar nichts davon ab. 

Seit dem 1. Juni gilt ein Tankrabatt. Doch obwohl die 
Regierung E10 mit 35 Cent und Diesel mit 17 Cent 
pro Liter bezuschusst, liegen die Preise eine Woche 
später bei E10 nur um 21 Cent und bei Diesel nur um 
7 Cent niedriger. Das heißt, ein großer Teil der 3,15 
Mrd. Euro, die sich der Staat das kosten lässt, landet 
sofort wieder in den Taschen der Erdölkonzerne und 
-raffinerien, die schon seit Monaten riesige 
Extraprofite machen! 

Beim 9-Euro-Ticket für den ÖPNV kann der Preis 
wenigstens nicht gleich wieder steigen. Der 
erwartbare Andrang auf Busse und Bahnen zeigt, 
wie groß das Potenzial für umweltfreundlichen 
Bahnverkehr ist, wenn mehr Leute es sich leisten 
können. Aber vor allem zeigt sich, woran es seit 
Jahren hapert: Am konsequenten Ausbau von 
öffentlichen Verkehrsmitteln, mit deutlich mehr 
Personal, vernünftigen Arbeitsbedingungen und 
entsprechend mehr Zügen, Bahntrassen etc. 

Beide Maßnahmen sind auf 3 Monate befristet. Und 
dann? Die Preise werden so bald nicht sinken. 

Scholz‘ „konzertierte Aktion“ 

Also müssen dringend die Löhne steigen. Genau das 
wollen die Kapitalist:innen vermeiden und Scholz 
leistet ihnen Schützenhilfe: Er hat eine „konzertierte 
Aktion“ vorgeschlagen, bei der Unternehmen, 
Gewerkschaften und Staat sich zusammensetzen 
sollen, um zu „diskutieren, wie wir mit der aktuellen 
Preisentwicklung umgehen“. Solche Bündnisse gab 
es immer wieder unter sozialdemokratischen 
Kanzlern. Zuletzt unter Gerhard Schröder das 
„Bündnis für Arbeit“, das geholfen hat die „Agenda 
2010“ vorzubereiten, also massive 
Verschlechterungen für Arbeitslose und den Ausbau 
eines Niedriglohnsektors unter Einbeziehung der 
Gewerkschaften möglich gemacht hat. Die 
Arbeitenden können nur verlieren, wenn 

Gewerkschaftsspitzen mit Staat und Unternehmen 
kungeln. 

Scholz Ziel ist, dass die Gewerkschaften sich mit 
Lohnforderungen zurückhalten. Dass die 
Arbeitenden ärmer werden sollen, hat 
Arbeitsminister Heil deutlich gesagt: „Alle werden 
ihren Beitrag leisten müssen.“ Scholz will am 
liebsten, dass nur vorübergehende Einmalzahlungen 
vereinbart werden, wie zuletzt bei der IG BCE, die 
ihre Tarifrunde erst mal aufgeschoben hat. Im Herbst 
steht die Tarifrunde der Metaller:innen an, im Juli will 
die IG Metall ihre Forderung bekannt geben. Der 
IGM-Bezirksleiter von Baden-Württemberg hat gleich 
mal versucht, die Erwartungen der Beschäftigten zu 
dämpfen: Exorbitante Inflationsraten seien nicht 
durch Tarifpolitik auszugleichen. 

Profite runter, Löhne rauf! 

Überall wird die Gefahr einer „Lohn-Preis-Spirale“ 
heraufbeschworen. Deutlich steigende Löhne 
würden die Inflation nur noch mehr anheizen. 
Deshalb sollen wir uns mit Kaufkraftverlusten 
abfinden. Dabei wäre es viel treffender, von einer 
Profit-Preis-Spirale zu sprechen, wenn Unternehmen 
einfach die Preise erhöhen, um ihre Gewinne zu 
erhalten oder noch zu steigern. Denn auch wenn 
überall von Krise gesprochen wird – die Profite der 
großen DAX-Konzerne schlagen regelmäßig alle 
Rekorde. 

Statt uns darauf einzulassen, jetzt den Gürtel enger 
zu schnallen und darauf zu hoffen, dass die Preise 
irgendwann aufhören zu steigen, müssen wir in die 
Offensive gehen: Wir brauchen Lohnerhöhungen, die 
über der Inflationsrate liegen und in der Folge 
automatisch an Preissteigerungen angeglichen 
werden – dann müssten die Unternehmen 
überlegen, ob sie es sich leisten können, die Preise 
immer weiter zu erhöhen. Auch Preisobergrenzen 
und Preiskontrollen durch die dafür organisierten 
Arbeitenden können die Inflationsdynamik 
durchbrechen. Solche Eingriffe in die „heilige“ 
Marktwirtschaft werden sich die Unternehmen, ihre 
Presse und ihre Politiker:innen nicht freiwillig gefallen 
lassen. Aber für uns sind sie eine Notwendigkeit, 
wenn wir nicht unter die Räder kommen wollen! 
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Kaffeeklatsch und Mitarbeiterfest 
Mitte Mai hat der Vorstand zum Kaffeeklatsch eingeladen, 
um Fragen und Anmerkungen zur Strategie Charité 2030 
auszutauschen. Doch scheinbar war das Interesse der 
Kolleg:innen seeeehr überschaubar. Das Interesse am Mit-
arbeiterfest ist dagegen sehr hoch – die begehrten Plätze 
waren binnen weniger Tage weg. Vielleicht sollte der Vor-
stand den Kaffetrick nochmal auf dem Fest aus-probieren, 
um mit Kolleg:innen ins Gespräch zu kommen? 

Es ist wieder soweit  
Am 07.07. ab 10 Uhr gibt es eine Betriebsversammlung bei 
der CFM. Es werden wichtige Themen angesprochen wie 
Gefährdungsanzeigen oder Gewerkschaftsarbeit. Doch 
leider gibt es kein Wort zum Stand des Tarifvertrags: 
wurden denn alle Kolleg:innen endlich eingruppiert? Wird er 
von der CFM auch wirklich umgesetzt? Oder sollten wir uns 
lieber auf den nächsten Kampf vorbereiten? 

Studien über Studien 
Mal wieder gibt es eine Studie zu Pflegepersonalmangel: 
dieses Mal fehlen mehr als 50.000 Intensivpflegkräfte 
deutschlandweit. Aufgrund dessen werden die Forderungen 
verschiedener Pflegeverbände wieder laut für „die sofortige 
Einführung von Pflegepersonalbemessung und eine Neu-
ausrichtung des Gesundheitssystems, um  dem […] über-
durchschnittlich hohen Bedarf an Intensivversorgung […] zu 
begegnen“. Häää? Überdurchschnittlich hoher Bedarf? 
Heißt das jetzt, dass die Intensivstationen benutzt werden, 
wenn es auf Normalstation an Personal fehlt?  

Apropros Personalmangel 
Eine weitere Studie hat gezeigt, dass mehr als 860.000 (!) 
examinierte Pflegekräfte nicht mehr in ihrem erlernten Beruf 
arbeiten. ABER ein großer Teil würde zurück kommen bei 
besseren Arbeitsbedingungen.  

Diese Settings wieder 
Der Charité scheint jedes Mittel Recht zu sein, Tarifverhand-
lungen zu unterbinden, wie letztens bei der Auftaktver-
handlung der Ärzt:innen: „die vorgefundenen Räumlich-
keiten und das Setting“ ließen den „Verhandlungsauftakt“ 
nicht zu und die Tarifkomission drehte unvollbrachter Dinge 
um. Die Verhandlungen wurden Anfang Juni schließlich 
doch begonnen. Vielleicht hat die Charité dafür Räumlich-
keiten im Schloss Sanssouci gemietet? 

Wieder einmal Dankeschön 
Zum Tag der Pflege am 12. Mai hat sich mal wieder eine 
Dankesflut des Vorstandes insbesondere der Personal- und 
Pflegechefin Eysel über uns ergossen. „Respekt“, „Wert-
schätzung“, „professionelle Anerkennung“ und so weiter mit 
dem Gesülz. Lustig wird es an der Stelle, wo sie feststellt, 
dass ein Dankeschön natürlich nicht reicht. Hatten wir doch 
erwartet, dass sie im Vorstand und Aufsichtsrat nun auf-
stehen und  lang anhaltend klatschen sowie mit den Füßen 
trampeln. Doch noch besser. Sie verknüpft den Dank mit 
dem „Aufschlagen“ eines neuen Kapitels an der Charité 
durch den Tarifvertrag Gesundheitsfachberufe. Ja genau, 
sie meint den Tarifvertrag für den wir 4 Wochen streiken 
mussten, der uns Geld und Nerven kostete und der Regeln 
zu einer besseren Vereinbarkeit von Gesundheit und Arbeit 
in der Charité beinhaltet – die aber natürlich vielen unserer 
Kolleg:innen z. B. in Labor und CFM noch immer vorent- 
halten werden.   

Streik? NRW? War da was?  
Womit sich unsere Kolleg:innen in NRW beim Kampf um 
Entlastung herumärgern müssen: 6 Wochen Streik, Berichte 
darüber zwar auf den Phillipinen, aber nicht in den 
deutschen Medien. Nach 100 Tagen Ultimatum und 4 
Wochen Streik eine Reaktion der Politik und Chefs. Weil 
sich die Tarifgemeinschaft der Länder (TdL), also der 
öffentliche (!) Arbeitgeberverband aber weigert, 
Verhandlungen aufzunehmen, muss nun ein Gesetz her 
damit die Uni-Kliniken austreten und einen eigenen Verband 
gründen können, der dann über einen Tarifvertrag zu 
Entlastung verhandelt. Und nach 6 Wochen Streik gibt es 
noch immer kein Angebot der Kliniken. Geht noch mehr an 
Frechheit?  

Ausweitung des Streiks in NRW 
Die Situation ist für unsere Kolleg:innen in NRW und verdi 
schwierig. Die Antwort verdis sollte aber nicht sein, den 
Streik zu beenden, wenn ein "passables Angebot" vorliegt. 
Sondern die Einbeziehung weiterer Kliniken in den Streik. 
Wir in Berlin, v. a. bei Vivantes wissen doch, streikfreie Ver-
handlungen führen auch nach Monaten zu keinen Ergebnis-
sen. Und der Austritt aus der TdL (Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder) schwächt die Kampfkraft für zukünftige 
Streiks für die Fortschreibung des TvÖD/TVL.  

Lauterbachs Geist 
Nun da die Pandemie nicht mehr die Schlagzeilen bestimmt, 
hören wir auch mal wieder zu anderen Themen vom Lauter-
bach. Ihm erschien da offenbar ein kleiner Geist der ihm 
verriet: Die himmelschreienden Zustände in den Kinder-
kliniken, mit denen wir ja auch hier an der Charité mehr als 
genug Erfahrungen haben, könnten mit dem Finanzierungs-
system der Kliniken zu tun haben. Daher möchte er die Ab-
rechnung der Behandlung der kleinen Patient:innen aus 
dem DRG-System herauslösen. Nein, er will das Fallpau-
schalensystem noch immer nicht komplett abschaffen, 
sondern halt etwas reformieren. War ja schließlich auch mal 
u.a. auf seinem Mist gewachsen. Der Geist flüsterte ihm 
auch noch ein, dass in Berlin bei Vivantes und Charité mitt-
lerweile mehr Bewerbungen in der Pflege eingingen als es 
Stellen gäbe. Woher der Geist diese Kenntnis nimmt, bleibt 
sein Geheimnis.  

Klagende Chefs in Pflegeeinrichtungen 
Ab Herbst soll es eigentlich eine Tariftreue-Regelung in 
Pflegeeinrichtungen geben, die endlich dafür sorgen könnte, 
dass die Zeit der Hungerlöhne endet. Dabei soll sich an 
dem Niveau der wenigen in diesem Bereich geltenden 
Tarife orientiert werden, z. B. bei Paritätischen oder bei 
Kirchens. Doch diese kamen ihrer Pflicht nicht nach, dem 
Lauterbach zu melden, was sie zahlen. Und so können sich 
nun die Arbeitgeberverbände der privaten Altenhilfe be-
schweren, dass sie nicht nach den Tariftreue-Regeln 
handeln könnten und haben gleich Klage beim Ver-
fassungsgericht eingereicht. Sie könnten ja einfach nicht 
wissen, was sie an Löhnen zahlen sollen. Wir haben da eine 
kleine Idee, dem Dilemma zu entgehen. Fragt doch mal die 
Beschäftigten in euren Schwitzbuden, was sie für Löhne 
brauchen, um gut zu leben. Und ihr liebe Kolleg:innen: Nicht 
wieder so bescheiden sein. 


